
SPIEGEL: Herr Professor, Sie waren der
Europa-Fachmann des Bundesverfas-
sungsgerichts und Autor des umstrittenen
Lissabon-Urteils. Werden die Politiker in
Berlin jetzt aufatmen?
Di Fabio: Das kann ich mir nicht vorstellen.
Ein Senat des Bundesverfassungsge -
richts ist ja ein gemeinschaftliches Ent -
scheidungsgremium. Man darf die Macht
eines einzelnen Richters nicht überschät-
zen.
SPIEGEL: Muss die Regierung also weiter-
hin befürchten, dass die europäische In-
tegration von Karlsruhe gebremst wird? 
Di Fabio: Ich glaube nicht, dass das Bun-
desverfassungsgericht Integrationsbemü-
hungen im Weg steht. Die Position der
Bundesrepublik Deutschland ist durch
dieses Gericht in vielerlei Hinsicht sogar
gestärkt worden.
SPIEGEL: Aber Ihr Präsident Andreas Voß-
kuhle hat doch erst kürzlich gemahnt, für
weitere Integrationsschritte sei der Rah-
men des Grundgesetzes „wohl weitge-
hend ausgeschöpft“. 
Di Fabio: Ich denke, solche Äußerungen
beziehen sich auf weitreichende Kompe-
tenzübertragungen, die zurzeit gar nicht
zur Diskussion stehen.

SPIEGEL: Hat denn die Entscheidung des
Gerichts zum Lissabon-Vertrag nicht
 tatsächlich die weitere europäische Eini-
gung eng begrenzt – indem sie verboten
hat, wichtige politische Befugnisse von
Deutschland auf die EU zu übertragen?
Di Fabio: In der Lissabon-Entscheidung
steht, wo die sensiblen Bereiche sind,
zum Beispiel bei der Haushaltsautono-
mie. Und in der Entscheidung zum Ret-
tungsschirm vom 7. September dieses

Jahres hat das Gericht noch mal deutlich
gemacht, dass es dabei besonders um das
Verfügungsrecht des Parlaments über Ein-
nahmen und Ausgaben geht.
SPIEGEL: Aber darauf zielt doch gerade
die Fiskalunion zur Bändigung der Schul-
denkrise: Wenn der nationale Etat unter
die Kontrolle der EU-Kommission gerät,
droht das nächste Karlsruher Veto. 
Di Fabio: Nicht unbedingt. Da kein Politi-
ker die Verfügungsbefugnis über den
Staatshaushalt in ihrer Substanz wirklich
auf EU-Ebene übertragen will, entsteht
kein unüberwindbares Hindernis.
SPIEGEL: Geht es an die Substanz, wenn
ein Brüsseler Fiskalkommissar dem Bun-
destag sagt: Diesen Etat dürft ihr nicht
beschließen?
Di Fabio: Wenn nur die Aufsicht in Brüssel
verstärkt wird, ob die Mitgliedstaaten die
von ihnen geschlossenen Verträge einhal-
ten, dann ist das kein Eingriff in ihre Iden-
tität. Wer sich freiwillig zu etwas ver-
pflichtet, muss sich gefallen lassen, auf
Einhaltung dieser vertraglichen Bindung
überprüft zu werden. Ein entsprechendes
Veto könnte doch auch aus Karlsruhe
kommen, wenn die neue Schuldenbremse
des Grundgesetzes verletzt würde.
SPIEGEL: Wenn die Kommission künftig
einzelnen Staaten scharfe Vorgaben zum
Schuldenabbau macht – und das könnte
ja auch mal Deutschland treffen –, würde
das doch dem Parlament in seiner Etat-
hoheit einen sehr engen Rahmen stecken.
Di Fabio: Das müsste man sich im Einzel-
nen anschauen. Grundsätzlich gilt: Ein
Parlament, das sich mit einem Zustim-
mungsgesetz verpflichtet hat, die Maas-
trichter Stabilitätskriterien einzuhalten,
muss darauf gefasst sein, dass ein Verstoß
nicht sanktionslos bleibt.
SPIEGEL: Mehrfach hat das Gericht eine
stärkere Beteiligung des Bundestags am
Krisenmanagement verlangt. Zurzeit be-
rät Ihr ehemaliger Senat darüber, ob es
reicht, Entscheidungen über Milliarden-
kredite an notleidende Staaten einem
neunköpfigen Gremium des Parlaments
zu überlassen. All dies verzögert und
kompliziert Rettungsversuche. 
Di Fabio: Hat es denn bislang bei der Be-
wältigung der europäischen Staatsschul-
denkrise einen Tag gegeben, an dem man

Deutschland

D E R  S P I E G E L  5 2 / 2 0 1 134

S P I E G E L - G E S P R Ä C H

„Der Bundesstaat ist ein Irrtum“
Zum Ende seiner Amtszeit erklärt Bundesverfassungsrichter Udo Di Fabio, 57, 

warum sein Urteil zum Lissabon-Vertrag gar nicht so EU-kritisch ist 
und dass Karlsruhe dennoch in Europa-Fragen das letzte Wort haben muss.
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Staatsrechtler Di Fabio: „Erlösung gibt es nicht auf Erden“ 

Der Vertrag von Lissabon
trat am 1. Dezember 2009 in Kraft und
ist das bislang letzte große Reformwerk
der Europäischen Union. Er sollte durch
eine Reform von Institutionen und Abläu-
fen und die Erweiterung von Kompeten-
zen die EU handlungsfähig und transpa-
rent machen, ohne sie, wie im ursprüng-
lichen EU-Verfassungsvertrag geplant,
grundlegend zu verändern. Das Bundes-
verfassungsgericht, unter Federführung
von Udo Di Fabio, billigte den Vertrag
zwar als verfassungsgemäß, forderte da-
bei aber eine stärkere Beteiligung des
Bundestags.



so schnell hätte handeln müssen, dass kei-
ne Zeit geblieben wäre, das Parlament
einzubeziehen? 
SPIEGEL: Die nervösen Märkte, fürchten
manche, könnten noch nervöser werden. 
Di Fabio: Zeitraubend waren die politischen
Debatten nicht wegen des Verfassungsge-
richts oder wegen des Parlaments. In
Europa war doch zunächst völlig unklar,
wie man angemessen auf die Krise rea-
giert. Manchen ist es ja immer noch nicht
klar. Warum sollte dann die Beteiligung
des Parlaments an der Debatte ein ernst-
haftes Hindernis sein? Das hat vielmehr
einen politisch-integrativen,
legitimierenden Effekt.
SPIEGEL: Gleichwohl kann es
Fälle geben, da Rettungs-
maßnahmen über Nacht be-
schlossen werden müssen. 
Di Fabio: Mag sein. Häufig
wird aber mit einem düpie-
renden Eilszenario gearbei-
tet, für das es noch gar keine
Erfahrungsgrundlagen gibt.
Jedenfalls verfassungsrecht-
lich weitreichende Einschrän-
kungen bedürfen der parla-
mentarischen Debatte.
SPIEGEL: Wiederholt hat das
Gericht unter Ihrer Feder-
führung dem Parlament
Vorhaltungen gemacht, es
müsse seine Kontrollrechte
bei europäischen Entschei-
dungen stärker wahrneh-
men. So war es auch im Ur-
teil zum Lissabon-Vertrag.
Wissen die Abgeordneten
als Vertreter des Souveräns
nicht ganz gut selbst ihre
Rechte zu wahren?
Di Fabio: In der Tat. Das
Selbstbewusstsein des Parla-
ments steigt. Europäische
Angelegenheiten sind nicht
mehr für die Exekutive re-
serviert. Das Grundgesetz
schreibt die Beteiligung des
Parlaments in Europa-Ange-
legenheiten ja vor, und die
Auslegung dieser Vorschrift
obliegt dem Bundesverfas-
sungsgericht. Da passiert es
dann eben trotzdem mal,
dass das Gericht zu einer anderen Ausle-
gung gelangt, als das im parlamentari-
schen Prozess – unter Beteiligung der Re-
gierung – der Fall ist.
SPIEGEL: Immerhin ist der Bundestag das
einzig unmittelbar demokratisch legiti-
mierte Organ. 
Di Fabio: Man würde der Richtlinienkom-
petenz der Kanzlerin doch auch nie ent-
gegenhalten, dass sie nicht unmittelbar
legitimiert ist. Warum soll ein Gericht,
dessen Richter mit Zweidrittelmehrheiten
gewählt werden, nicht auch demokratisch
legitimiert sein?

SPIEGEL: Aber müssen Sie das Parlament
wirklich vor sich selbst schützen? 
Di Fabio: Bestimmt nicht. Es geht doch im-
mer nur um den Schutz von Minderheiten
gegen die Mehrheit, entweder bei Grund-
rechten oder Anträgen der Opposition.
Das Gericht lässt sich im Übrigen gern über
Zwänge der Staatspraxis belehren, manch-
mal muss es aber auch in Sachen Verfas-
sungsbindung als Lehrmeister auftreten,
wie etwa beim Streit um den Europäischen
Haftbefehl. Damals haben einige Abge-
ordnete Informationslücken gezeigt, die
inzwischen erkennbar geschlossen sind. 

SPIEGEL: Nachhilfe in Demokratie aus
Karlsruhe?
Di Fabio: Wir haben vielleicht einen Impuls
gegeben. Und die Abgeordneten haben
selbst dazugelernt. Aber die europäische
Entwicklung und der Zug zur Globalisie-
rung haben nun einmal eine exekutive
Dominanz. Die Parlamente geraten ganz
ohne bösen Willen in die Lage eines per-
manenten Nachvollzuges. Deshalb kann 

* Oben: Udo Di Fabio und Andreas Voßkuhle bei der
Verkündung des Urteils zum Lissabon-Vertrag am 30.
Juni 2009; unten: bei der Abstimmung über den Ret-
tungsschirm EFSF am 26. Oktober 2010 im Bundestag.

und wird es immer wieder Momente ge-
ben, wo das Verfassungsgericht die Rech-
te des Parlaments stärken muss.
SPIEGEL: Sind nicht die Parlamente von
dieser neuen Aufgabe zwischen Innen-
und Außenpolitik einfach überfordert,
und im Fall der Lösung der Finanzkrise
in ganz besonderem Maße?
Di Fabio: Dieses Argument ist so alt wie
die parlamentarische Demokratie. Die
ostelbischen Junker haben den Volksver-
tretungen auch schon unterstellt, dass sie
es doch gar nicht verstünden, wenn es
um Staatsangelegenheiten geht wie Mi -

litär, Außenpolitik und Fi-
nanzen.
SPIEGEL: Die Sache ist schon
ein bisschen komplizierter
geworden.
Di Fabio: Aber deshalb kön-
nen wir doch die Parlamen-
te nicht außen vor lassen.
Ob alle 620 Abgeordneten
gleichzeitig und in gleichem
Maße praktisch an einem
Gesetz mitwirken, darauf
kommt es in einem arbeits-
teiligen Parlament nicht an.
Jemanden, der das alles
nicht versteht, wird man im-
mer finden. Wichtig ist, dass
diejenigen, die in den Fach-
ausschüssen sitzen – im
Haushalts-, im Europa-Aus-
schuss –, die Expertise auf-
bauen. Mein Eindruck ist,
das tun sie fortlaufend.
SPIEGEL: Sind diese Parla-
mentarier überhaupt ge-
wählt für Entscheidungen,
die den nationalen Rahmen
übersteigen?
Di Fabio: Ja. Die Bundes -
republik ist kein abge -
schlossener Staat, sondern
ein europäisch integrierter.
Das Bundesverfassungsge-
richt hat in der Lissabon-
Entscheidung den Grundsatz
der Europa-Freundlichkeit
formuliert. Dieses Urteil ist
keineswegs integrationskri-
tisch – es wurde darin zum
ersten Mal ausgesprochen,
dass sich aus dem Grundge-

setz nicht nur eine Erlaubnis, sondern so-
gar eine Pflicht zur europäischen Integra-
tion ergibt. Wer ein Bundestagsmandat
annimmt, tut das in einem europäisierten
verfassungsrechtlichen Rahmen.
SPIEGEL: Es ist auffällig, dass der Autor
des Lissabon-Urteils seinen Text offenbar
so ganz anders gemeint hat, als er von
Politik und Öffentlichkeit gelesen wurde.
Gibt es also keinen Vorrang nationalstaat-
licher Politik vor der europäischen? 
Di Fabio: Das sind falsche Kategorien.
Schon das Urteil zum Maastricht-Vertrag
von 1993 hat die Gefahr einer Entleerung
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Verfassungsrichter, Kanzlerin*: „Gefahr einer Entleerung“ 



der Kompetenzen des Bundestags nach
Europa angesprochen. Das Lissabon-Ur-
teil hat nur konkretisiert, wo solche Kom-
petenzkerne liegen können. Und wir ha-
ben auch nicht gesagt, dass man in sol-
chen Kernbereichen gar nichts übertragen
darf, sondern nur, dass deren Substanz
im Zugriff des Bundestags und der demo-
kratischen Debatte hierzulande bleiben
muss.
SPIEGEL: Setzen Sie damit Demokratie
nicht doch sehr mit Nationalstaat gleich?
Di Fabio: Man kann sagen, dass die Lissa-
bon-Entscheidung vielleicht die mitglied-
staatliche Perspektive, die Perspektive
der Verfassungsidentität schon sehr ver-
deutlicht hat. Aber auch die europäische
Rechtsprechung macht ihre Perspektive
manchmal sehr prononciert kenntlich.
Dass man – zumindest scheinbar – einmal
stark und beim nächsten Mal wieder et-
was zurückhaltender auftritt, ist nicht un-
typisch für Gerichte, die in einem solchen
neuartigen Verbundsystem stehen.
SPIEGEL: Zwei Schritte vor, einen zurück.
Di Fabio: So kann es wirken. Im Verbund-
system gibt es jedenfalls niemanden, der
ganz oben steht. Es gibt keinen, der au-
toritativ entscheidet. Viele Bürger, auch
viele Journalisten hatten immer die Vor-
stellung, Karlsruhe müsse ganz oben ste-
hen, weil da nur der blaue Himmel über
Karlsruhe ist.
SPIEGEL: Was ist denn da wirklich?
Di Fabio: Da gibt es eben auch den Euro-
päischen Gerichtshof in Luxemburg. Und
von dort aus gesehen hat man dann viel-
leicht den Eindruck, Luxemburg müsse
ganz oben stehen. Aber bereits der be-
vorstehende Beitritt der EU zur Europäi-
schen Menschenrechtskonvention ver-
rückt auch da die Perspektiven: Plötzlich
steht, zumindest in bestimmten Fällen,
der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte noch mal eins darüber.
SPIEGEL: Verliert Karlsruhe an Macht?

* Dietmar Hipp und Thomas Darnstädt in Di Fabios
Büro in Karlsruhe.

Di Fabio: Nicht generell und nicht im Sinne
eines Nullsummenspiels. Mit Hilfe der
europäischen Integration ist das Verfas-
sungsgericht teilweise sogar einflussrei-
cher geworden, weil es mit seinen Rechts-
ideen über Grenzen hinauswirkt. Und in
bestimmten Konstellationen beansprucht
Karlsruhe das letzte Wort, etwa für die
Kontrolle von Kompetenzüberschreitun-
gen Europas. Das hat, glaube ich, inzwi-
schen auch der Europäische Gerichtshof
akzeptiert. 
SPIEGEL: Der Präsident des Luxemburger
Europa-Gerichts hat allerdings neulich er-
klärt, er höre es ungern, dass Karlsruhe
das letzte Wort haben wolle. 
Di Fabio: Ich höre auch bestimmte Sachen
ungern, akzeptiere sie aber.
SPIEGEL: Wie lange kann das gutgehen,
dieses Nebeneinander von Entschei-
dungsbefugnissen in Europa? 
Di Fabio: Solange wir keinen europäischen
Bundesstaat haben, so lange haben wir
es mit einem Gemeinwesen zu tun, das
einen gewissen Netzwerkcharakter hat.
SPIEGEL: Nun gibt es auch in Berlin Pläne,
dem Karlsruher Gericht das letzte Wort
abzuschneiden. Etwa durch eine Ände-
rung des Grundgesetzes, die den Richtern
die Zuständigkeit für Fragen der euro-
päischen Integration entzieht. 
Di Fabio: Das ist eine Phantomdebatte.
Denn für solche Überlegungen besteht
kein Anlass. Das, was jetzt die Bundes-
regierung auf den Weg gebracht und mit

den europäischen Partnern vereinbart
hat, dürfte solche Schritte kaum notwen-
dig machen. 
SPIEGEL: Und wenn Berlin künftigen Kon-
flikten mit Karlsruhe vorbeugen wollte?
Di Fabio: Ich glaube, niemand wird das Bun-
desverfassungsgericht aus dieser Kontroll -
aufgabe herausdrängen wollen. Sie gehört
zur Identität einer sehr erfolgreichen Re-
publik. Bestimmte Zusammenhänge wie
die Grundsätze der Demokratie und des
Rechtsstaates sind im Übrigen von der
Ewigkeitsgarantie des Grundgesetzes ge-
schützt und darum unveränderbar.
SPIEGEL: Weil mit dem Grundgesetz nach
Karlsruher Lesart eine weitergehende eu-
ropäische Vereinigung womöglich schwer
zu realisieren ist, werden in Berlin schon
Pläne geprüft, das Volk über eine ganz
neue, europafreundliche Verfassung ab-
stimmen zu lassen. 
Di Fabio: Das Volk ist natürlich frei, das
Grundgesetz aufzugeben. Jedes Volk ist
frei, auch zu sagen, ich möchte nicht län-
ger unabhängig sein; ich möchte Glied-
staat in einem souveränen europäischen
Bundesstaat werden. 
SPIEGEL: Was müsste passieren, um diese
Entscheidung des Souveräns einzuleiten? 
Di Fabio: Wir reden da über eine ganz
theoretische Frage. 
SPIEGEL: Ihr Präsident hat das Thema doch
selbst in einem Interview angestoßen. 
Di Fabio: Aber doch nur als Grenzfall des
Denkbaren. Diese Frage ist schon deshalb
völlig theoretisch, weil es am praktischen
Gründungswillen fehlt.
SPIEGEL: Warum befassen sich dann Mit-
glieder der Bundesregierung mit einer
Ablösung des Grundgesetzes? 
Di Fabio: Gewiss nicht, um für die nächsten
Integrationsschritte das Verfassungsge-
richt als Veto-Spieler herauszunehmen.
SPIEGEL: Bei welchem weiteren Integra -
tionsschritt wäre denn ein Veto Ihrer Kol-
legen zu erwarten?
Di Fabio: Das Gericht hat schon klarge-
macht, wo ein Knackpunkt ist. Wenn fi-
nanzielle Gewährleistungen ins Giganti-
sche stiegen oder Deutschland gegen sei-
nen Willen in die Haftung genommen
wäre, dann würden die Richter vielleicht
sagen: Das ist nun unter keinem denkba-
ren Gesichtspunkt mehr vom Demokra-
tieprinzip gedeckt.
SPIEGEL: Eine Transferunion verstieße
nicht generell gegen das Grundgesetz? 
Di Fabio: Die EU hatte im Agrarsektor
schon immer Transfereigenschaften. Es
kommt darauf an, was die nationalen Par-
lamente durch jeweils eigene Entschei-
dung verantworten können. Wenn die
Bundesrepublik sich einem Mechanismus
unterwirft, wonach europäische oder zwi-
schenstaatliche Organe über Einnahmen
und Ausgaben haushaltswirksam und
ohne Vetorecht des Bundestages verfü-
gen, dann entsteht ein Demokratiepro-
blem.
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Di Fabio, SPIEGEL-Redakteure* 
„Die Abgeordneten haben dazugelernt“ 
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Sitz der EU-Kommission: „Darauf gefasst sein, dass ein Verstoß nicht sanktionslos bleibt“
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SPIEGEL: Wären Euro-Bonds so ein Mecha-
nismus?
Di Fabio: Im Grundsatz wohl ja. Es hängt
aber von der konkreten Ausgestaltung
ab, wie weit das demokratisch vom Bun-
destag verantwortbar ist. 
SPIEGEL: Nationalstaatliche Verfassungen
als verbindlicher Rahmen für eine euro-
päische Politik und für die Einflussnahme
auf den globalen Finanzmärkten – kann
so etwas noch funktionieren?
Di Fabio: Stellen Sie sich vor, alle Mitglied-
staaten hätten die Stabilitätskriterien weit
unterboten, ihre Wirtschaft wettbewerbs-
fähig gemacht und konzeptionell weit
besser zusammengearbeitet: Welches
Problem hätte die EU heute überhaupt?
Der geöffnete, integrierte Staat, der aber
souverän und handlungsfähig bleibt, ist
auch in einem zusammenwachsenden
Europa ein unentbehrlicher Baustein.
SPIEGEL: Lässt sich in diesem Staatenver-
bund überhaupt eine befriedigende de-
mokratische Legitimation organisieren?
Di Fabio: Ja. Wenn beide Ebenen hand-
lungsfähig bleiben. Das ist die Botschaft
seit der Maastricht-Entscheidung. Wenn
die europäische Ebene lebendig, stark
und handlungsfähig ist, aber auch die na-
tionalstaatliche Ebene handlungsfähig
und eigenverantwortlich bleibt, dann
funktioniert das.
SPIEGEL: Wäre es da nicht einfacher, einen
gewaltenteiligen, demokratischen, euro-
päischen Bundesstaat zu bilden? 
Di Fabio: Den Versuch, dem bundesstaat-
lichen Modell zu folgen, halte ich für ei-
nen Irrtum. Erlösung gibt es nicht auf Er-
den und nicht mit einer Konstruktion des
19. Jahrhunderts. Der angeblich alle Pro-
bleme lösende europäische Bundesstaat
könnte weit größeren Zerreißproben aus-
gesetzt sein als die gegenwärtige Union,
mit vielen Gewichten und Gegengewich-
ten, die eine Balance ermöglichen.
SPIEGEL: Aber viele der Probleme sind für
Nationalstaaten schlicht zu groß.
Di Fabio: Kein Staat kann das Weltklima
im Alleingang schützen, dazu bedarf es
wirksamer internationaler Verträge. Aber
was sind Vereinbarungen wert ohne star-
ke handlungsfähige Verfassungsstaaten?
Deshalb müssen wir beides gleichzeitig
denken. Ohne handlungsfähige Staaten
gibt es keine internationale Ordnung. Ge-
rade die europäische Staatsschuldenkrise
zeigt doch: Die Staaten müssen ihre Haus-
aufgaben machen. Auf Dauer kann nur
international erfolgreich agieren, wer in
den eigenen vier Wänden Ordnung hält.
SPIEGEL: Also weiter so, Europa? 
Di Fabio: Die jetzige Konstruktion kann man
immer belächeln, und sie entspricht auch
nicht unseren alten, klaren Ordnungsmus-
tern. Aber sie ist eine Sicherheitskonstruk-
tion. Damit sind wir in Europa unglaublich
weit gekommen, und das friedlich.
SPIEGEL: Herr Professor, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.

K A R R I E R E N

Gefangen im Amt
Seit Andrea Nahles Generalsekretärin der SPD ist, spielt sie 

öffentlich kaum noch eine Rolle. Während Parteichef 
Gabriel das Erscheinungsbild der Partei prägt, wirkt sie unsicher.
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Sozialdemokratin Nahles: „Kann man das auch in normaler Zimmerlautstärke sagen?“

Eine Frau kommt in die Halle, sie
nimmt den Mittelgang, zügig, ihre
Absätze klackern. Sie ist zu spät,

sie kommt allein, als sie fast bei der Büh-
ne ist, murmelt im Publikum einer: „Ah,
Nahles ist da.“ In der Tür neben der Büh-
ne verschwindet sie, taucht dann neben
den anderen da oben auf, dem Minister-
präsidenten, dem Ortsvereinsvorsitzen-
den, der stellvertretenden Landeschefin.

Andrea Nahles reiht sich ein.
Ein Mann kommt in die Halle, er

nimmt den Mittelgang, er schreitet, um
sich ein Knäuel aus Leuten, die Männer
von der Sicherheit, dazu die Fotografen,
rückwärts stolpernd, knipsend. Er ist zu
spät, Applaus, er winkt nach rechts und
links, der Generalsekretär der Landes-
SPD unterbricht seine Rede, „Herzlich
willkommen, lieber Sigmar“, dann räumt
er das Rednerpult.

Die Bühne gehört Sigmar Gabriel.
Nahles ist Generalsekretärin der SPD,

Gabriel ihr Chef, sie sind ins Dorfgemein-
schaftshaus von Pfaffen-Schwabenheim,
Rheinland-Pfalz, gekommen. Zu Besuch
auf dem Unterdeck der Partei.

Sie haben im Herbst viele solcher Be-
suche gemacht, sie haben eine Art Bilanz
gezogen nach zwei Jahren im Amt. Ga-
briel hat nicht viel Zeit an diesem No-
vemberabend: „Zum Thema Mitglieder-
beteiligung wird Astrid gleich was sagen.“

Astrid, so heißt die Bundesgeschäfts-
führerin der SPD, eine leitende Angestell-

te. Nahles lacht auf, etwas schrill, Gabriel
sagt: „Äh, Astrid, Entschuldigung, ich
meinte Andrea.“

Andrea Nahles, 41, war mal eine große
Nummer in der SPD. Sie kippte den Par-
teivorsitzenden Müntefering aus dem Amt,
als sie gegen seinen Willen Generalsekre-
tärin werden wollte, sie war die Gebieterin
des mächtigen linken Parteiflügels. Man-
cher sah in ihr die kommende Kanzlerin,
und als sie vor zwei Jahren doch General-
sekretärin wurde, glaubten ihre Freunde,
sie werde mit dem neuen Parteichef Ga-
briel eine Doppelspitze bilden, statt seine
erste Zuarbeiterin zu sein. Heute wären
sie froh, wäre sie seine erste Zuarbeiterin.

Die Sache fing schon nicht gut an.
Beim Parteitag vor zwei Jahren hielt Ga-
briel die Rede seines Lebens, während
Nahles sagte, dass Opposition zwar Mist
sei, der Mist auf dem Hof ihrer Eltern
aber die dicksten Kürbisse der Eifel wach-
sen lasse. Gabriel wurde mit 94 Prozent
zum Chef gewählt, Nahles mit knapp 70
Prozent zur Generalsekretärin. Danach
lief es nicht besser für sie.

Die SPD, das sind heute Sigmar Ga-
briel, Frank-Walter Steinmeier und Peer
Steinbrück, drei Männer. Sie lassen sich
Troika nennen, es riecht nach Jungs-
freundschaft, wenn einer der drei neben-
bei fallenlässt, dass er am Abend mit den
beiden anderen zum Essen verabredet
sei. Andrea Nahles kommt in der Abend-
planung der Jungs eher nicht vor.


